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Sehr geehrte Damen und Herren,

die finanziellen Verwerfungen in Griechenland und
die Auswürfe des isländischen Gletschervulkans
bestimmen die aktuelle politische Debatte.

Griechenland muss zu aller erst alles, erheblich
mehr als bisher, tun, um seine Probleme aus
eigener Kraft zu lösen, nicht länger
seine Verhältnisse zu leben. Die Kanzlerin hat zu
Recht gesagt: Es gibt keine Hilfe für Athen auf dem
Silbertablett. Sie kann nur der letzte Ausweg sein,
wenn ansonsten die Stabilität des Euro insgesamt
in großer Gefahr ist. Es gab erhebliche kriminelle
Energie der politischen Eliten in Griechenland, alle
Partner jahrelang hinter die Fichte zu führen. Das

können wir nicht einfach hinnehmen. Deutschland
würde auch grundsätzlich nur Darlehen bzw.
Bürgschaften geben, also keine direkten Hilfen aus
dem deutschen Steuertopf. Das kann, muss aber nicht zu „echten“ Kosten führen.
nicht in der Euro-Zone, hätte es seine W
anderen EU-Ländern üblich. Aber diese Manipulation an den Währungen hat uns in Deutschland als
Exportland Nummer Eins stets erhebliche Probleme verursacht, weil unsere Unternehmen für ihre
Produkte so weniger Geld bekamen, unsere Exporteinkünfte und damit unser Bruttosozialprodukt sanken.
Das ist das Spannungsfeld, in dem wir entscheiden müssen. Wir dürfen auch nicht ausser Acht lassen,
dass Währungsspekunlaten hier zumindest krisenverstärkend m
Spanien, die tatsächlich bei weitem nicht in einer solchen Krise wie Griechenland sind. Wir müssen vor
allem auch konsequent die richtigen Schlüsse für die Zukunft ziehen. Dazu gehört ein Recht der EU
Kommission, intensiver das Haushaltsgebaren der Mitgliedsstaaten zu kontrollieren. Es muss einfach
früher erkannt werden können, wo sich etwas zusammenbraut.

Die gigantische Aschewolke, die nach dem Vulkanausbruch auf Island entstand, stellte für den
europäischen Luftverkehr ein historisch erstmaliges Phänomen dar. Es war absolut richtig und
alternativlos, unverzüglich Vorsichtsmaßnahmen zu ergreifen und erhebliche Einschränkungen des
Flugverkehrs vorzunehmen, wie Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer es getan hat. Im Fl
kann die oberste Priorität nur größtmögliche
Sicherheit sein: Sicherheit für die Passagiere, für die
Besatzungen, für die Menschen am Boden. Darüber
hinaus unternahm die Bundesregierung intensive
Anstrengungen, denen zu helfen, die von den
Flugausfällen besonders betroffen sind, etwa ohne
erforderliche Visa bei Zwischenlandungen auf
Flughäfen festsitzen, oder im Ausland erkrankt
gestrandeten deutschen Flugpassagieren. Nun
müssen wir für die Zukunft noch besser abgestimmt
und schneller greifende Regelungen erarbeiten. Der
Runde Tisch des Ministers ist der geeignete Platz.

Ich wünsche Ihnen wie stets angenehme Lektüre, mit
freundlichen Grüssen,

Ihr
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die Auswürfe des isländischen Gletschervulkans
bestimmen die aktuelle politische Debatte.

Griechenland muss zu aller erst alles, erheblich
mehr als bisher, tun, um seine Probleme aus
eigener Kraft zu lösen, nicht länger derart über
seine Verhältnisse zu leben. Die Kanzlerin hat zu
Recht gesagt: Es gibt keine Hilfe für Athen auf dem

nur der letzte Ausweg sein,
wenn ansonsten die Stabilität des Euro insgesamt
in großer Gefahr ist. Es gab erhebliche kriminelle
Energie der politischen Eliten in Griechenland, alle
Partner jahrelang hinter die Fichte zu führen. Das
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Das kann, muss aber nicht zu „echten“ Kosten führen.
Zone, hätte es seine Währung längst abgewertet. Früher war das in Griechenland und

Ländern üblich. Aber diese Manipulation an den Währungen hat uns in Deutschland als
ins stets erhebliche Probleme verursacht, weil unsere Unternehmen für ihre

ukte so weniger Geld bekamen, unsere Exporteinkünfte und damit unser Bruttosozialprodukt sanken.
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allem auch konsequent die richtigen Schlüsse für die Zukunft ziehen. Dazu gehört ein Recht der EU

ensiver das Haushaltsgebaren der Mitgliedsstaaten zu kontrollieren. Es muss einfach
früher erkannt werden können, wo sich etwas zusammenbraut.

Die gigantische Aschewolke, die nach dem Vulkanausbruch auf Island entstand, stellte für den
rkehr ein historisch erstmaliges Phänomen dar. Es war absolut richtig und

alternativlos, unverzüglich Vorsichtsmaßnahmen zu ergreifen und erhebliche Einschränkungen des
Flugverkehrs vorzunehmen, wie Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer es getan hat. Im Fl
kann die oberste Priorität nur größtmögliche
Sicherheit sein: Sicherheit für die Passagiere, für die
Besatzungen, für die Menschen am Boden. Darüber
hinaus unternahm die Bundesregierung intensive
Anstrengungen, denen zu helfen, die von den

sfällen besonders betroffen sind, etwa ohne
erforderliche Visa bei Zwischenlandungen auf
Flughäfen festsitzen, oder im Ausland erkrankt
gestrandeten deutschen Flugpassagieren. Nun
müssen wir für die Zukunft noch besser abgestimmt

gelungen erarbeiten. Der
der geeignete Platz.

Ich wünsche Ihnen wie stets angenehme Lektüre, mit

Die Junge Gruppe der Unionsfraktion dieser Tage unter dem Vorsitz
von Marco Wanderwitz bei der Bundeskanzlerin zum Gespräch.
Bild: Bundesregierung/Faßbender

Marco Wanderwitz als Obmann der Union für Kultur und Medien
mit Kulturstaatsminister Bernd Neumann
Berben und Bruno Ganz sowie
Kauder jüngst auf dem Filmempfang der CDU/CSU
des Deutschen Filmpreises.
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Das kann, muss aber nicht zu „echten“ Kosten führen. Wäre Griechenland
ährung längst abgewertet. Früher war das in Griechenland und

Ländern üblich. Aber diese Manipulation an den Währungen hat uns in Deutschland als
ins stets erhebliche Probleme verursacht, weil unsere Unternehmen für ihre

ukte so weniger Geld bekamen, unsere Exporteinkünfte und damit unser Bruttosozialprodukt sanken.
Das ist das Spannungsfeld, in dem wir entscheiden müssen. Wir dürfen auch nicht ausser Acht lassen,

it am Werk sind, Stichwort Protugal und
Spanien, die tatsächlich bei weitem nicht in einer solchen Krise wie Griechenland sind. Wir müssen vor
allem auch konsequent die richtigen Schlüsse für die Zukunft ziehen. Dazu gehört ein Recht der EU-

ensiver das Haushaltsgebaren der Mitgliedsstaaten zu kontrollieren. Es muss einfach

Die gigantische Aschewolke, die nach dem Vulkanausbruch auf Island entstand, stellte für den
rkehr ein historisch erstmaliges Phänomen dar. Es war absolut richtig und

alternativlos, unverzüglich Vorsichtsmaßnahmen zu ergreifen und erhebliche Einschränkungen des
Flugverkehrs vorzunehmen, wie Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer es getan hat. Im Flugverkehr

Die Junge Gruppe der Unionsfraktion dieser Tage unter dem Vorsitz
von Marco Wanderwitz bei der Bundeskanzlerin zum Gespräch.
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>>> „feierliche Eröffnung des neuen
Wahlkreisbüro Burgstädt am 29.3.2010“

Die drei Hausherren Dr. Peter Jahr MdEP,
Thomas Schmidt MdL und Marco Wanderwitz
eingerahmt von den MdL-Kollegen Gerald Otto
(Zwickau) und Oliver Wehner (Pirna).

Viele Gratulanten kamen zur Eröffnung des
neuen Wahlkreisbüros in Burgstädt, darunter
auch Renate Naumann, Bürgermeisterin von
Wechselburg

Inhalt dieser Ausgabe:

>>> „weitere Etappe Richtung Bildungsrepublik Deutschland“

>>> „Dumpingpreise im Lebensmittelhandel gefährden Qualität und Arbeitsplätze“

>>> „neue Zahlen zur politisch motivierten Kriminalität alles andere als erfreulich“

>>> „Verkehrsminister Ramsauer beendet teuren SPD-Schildbürgerstreich“

>>> „Marco Wanderwitz unterstützt auch 2010 Aktion Baum des Jahres“

>>> „Bürgerpreis Erzgebirge 2010 ausgerufen - „Retten, helfen, Chancen schenken““

>>> „Mindestlöhne für Sicherheitsdienstleister und Pflegebranche kommen“

>>> „Anreize für den Arbeitsmarkt werden verbessert“

>>> „EU-Vorschlag für Internetsperren gegen Kinderpornographie-Seiten wegweisend“

>>> „neues Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung zügig vorlegen“

>>> „Millionen-Forschungsförderung für die deutsche Solarindustrie“

>>> „Regionalkonferenz der CDU Sachsen am 11. Mai in Hohenstein-Ernstthal“

>>> „Einladung zu den 19. "Tagen der Begegnung" vom 19. bis 21. Mai 2010 in Berlin“

>>> „Buchempfehlung: Gefangen im Stasiknast“

>>> „Buchempfehlung: Melanchthon“

>>> „weitere Etappe Richtung Bildungsrepublik
Deutschland“

In den vergangenen Tagen hat die unionsgeführte
Bundesregierung den Gesetzentwurf zum Aufbau eines
nationalen Stipendiensystems verabschiedet. Damit wird ein
zentrales Anliegen der CDU umgesetzt und eine weitere
wichtige Etappe Richtung Bildungsrepublik Deutschland
beschritten. Das nationale Stipendiensystem ist ein klares
Bekenntnis der christlich-liberalen Bundesregierung zur
Begabtenförderung in Deutschland. Die Leistung von
Studenten wird in den Mittelpunkt gestellt. Auch im Studium gilt,
dass sich Leistung und Eigeninitiative lohnen.

Gleichzeitig verbessert das nationale Stipendiensystem die
Bildungschancen finanziell Schwächerer, da die Stipendien
zusätzlich zum ebenfalls aktuell erhöhten BAföG vergeben und
dort nicht angerechnet werden. Begabtenförderung und
Chancengerechtigkeit gehen beim neuen nationalen
Stipendiensystem so Hand in Hand.

Die gemeinsame Finanzierung der Stipendien durch Wirtschaft
und Staat ist ein konsequenter Schritt, um die gesamte
Gesellschaft zu beteiligen. Schließlich profitiert auch die
Wirtschaft von gut ausgebildeten Nachwuchskräften. Die
Finanzierung der Bildung muss zukünftig stärker eine
gesamtgesellschaftliche Kraftanstrengung werden. Das
nationale Stipendiensystem wird langfristig die Hochschulen
dazu anhalten, noch mehr Drittmittel, die gegenwärtig im
internationalen Vergleich viel zu niedrig sind, einzuwerben,
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Neuer Anlaufpunkt für Landes-, Bundes- und
Europapolitik in Mittelsachsen - gemeinsam mit
seinen Kollegen Dr. Peter Jahr MdEP und Thomas
Schmidt hat Marco Wanderwitz sein neues
Wahlkreisbüro in Burgstädt bezogen.

Gute Wünsche von Bürgermeister Hermsdorf
(Claußnitz).

Burgstädts Bürgermeister Naumann war einer der
Gratulanten.

um Stipendien vergeben zu können. Autonomie von
Hochschulen bedeutet auch, dass Universitäten ihre
Anstrengung zur Einwerbung zusätzlicher Mittel bei der
Wirtschaft und privaten Mäzenen deutlich forcieren. Die
gesetzlichen Rahmenbedingungen dafür haben wir ihnen
noch in der Großen Koalition ebenfalls unter Ministerin
Schavan an die Hand gegeben.

>>> „Dumpingpreise im Lebensmittelhandel gefährden
Qualität und Arbeitsplätze“

In keinem anderen europäischen Land ist der Anteil der
Ausgaben für Lebensmittel an den Lebenshaltungskosten so
gering wie in Deutschland. Dies wirkt sich negativ auf die
gesamte Kette der Lebensmittelproduktion - von den
Landwirten bis zu den Beschäftigten im Einzelhandel - aus.
Deshalb muss sich der Wert der Lebensmittel auch im Preis
widerspiegeln.

Die Fortführung der aktuell beispiellosen Preisschlacht im
Lebensmitteleinzelhandel ist scharf zu kritisieren. Wenn
Lebensmittel weiter verramscht werden, nimmt der Druck auf
die vor allem mittelständisch geprägte Lebensmittelwirtschaft
zu. Nicht nur der Qualitätsstandard von Lebensmitteln ist
gefährdet, wenn bspw. Rezepturen verändert werden, um
billiger zu sein. Der Preisdruck des Handels wird an die
Beschäftigten in Form von Leistungsverdichtung und
schlechteren Arbeitsbedingungen weitergegeben. Mittelfristig
ist zu befürchten, dass Lebensmittelproduzenten diesem
Preisdruck nicht standhalten können und ihre Betriebe
aufgeben müssen und damit Arbeitsplätze in Deutschland
vernichtet werden.

Jeder von uns trifft hier jeden Tag Entscheidungen!

>>> „Zahlen zur politisch motivierten Kriminalität alles
andere als erfreulich“

Für das Jahr 2009 wurden in Deutschland insgesamt 33.917
politisch motivierte Straftaten registriert. Dies bedeutet
bundesweit einen weiteren Anstieg gegenüber dem Jahr
2008 (31.801) um 6,7 Prozent; bezogen auf die politisch
motivierten Gewalttaten ist mit insgesamt 3.044 Delikten im
Vergleich zum Vorjahr (2.529) ein heftiger Anstieg um 20,4
Prozent zu verzeichnen. Damit ist seit Einführung des derzeit
geltenden Definitions- und Erfassungssystems im Jahr 2001 sowohl bei der Gesamtzahl der politisch
motivierten Straftaten als auch bei den politisch motivierten Gewalttaten der jeweils bislang höchste Wert
erreicht worden.

Den höchsten Anstieg weist der Bereich der politisch motivierten Kriminalität linksextrem mit 39,4 Prozent
auf bei insgesamt 9.375 registrierten Straftaten, während die Fallzahlen im nach wie vor größten Bereich
der politisch motivierten Kriminalität rechtsextrem mit insgesamt 19.468 festgestellten Taten um


